
GEMEINDE ALFTER BEBAUUNGSPLAN NR. 082 

-AHRWEG - 

BEGRÜNDUNG 

1. Ziel und Zweck der Planung 
1 .1 Bisheriges Planungsrecht 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Alfter wird für den Gel­ 
tungsbereich des Bebauungsplans 082 Wohnbaufläche - W dargestellt; die Höchst­ 
grenze der GFZ wird für diese Wohnbaufläche auf 0,8 festgesetzt. Außerdem ist für 
den Bereich des Bebauungsplans das Symbol Kinderspielplatz dargestellt. 

Der Bebauungsplan Nr. 082 erstreckt sich auf Flächen des rechtskräftigen Bebau­ 
ungsplans Nr. 024 "Auf dem Blickenacker" der Gemeinde Alfter. Südlich des Ahrwe­ 
ges besteht der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 024, südwestlich grenzt an den 
Bebauungsplan Nr. 082 der weiter bestehende Bebauungsplan Nr. 024 an. Die Er­ 
schließungsstruktur des BP Nr. 082 ist auf diesen verbleibenden Rechtsplan abge­ 
stimmt. 

1.2 Ziel der Planung 
Ziel des Bebauungsplans ist es, unter Berücksichtigung der verkehrlichen Anschluß­ 
punkte aus den bestehenden Bebauungsplänen (Ahrweg, lmpekovener Straße) die 
festgesetzten Straßenquerschnitte zu überprüfen und dem heutigem Ausbaustan­ 
dard anzupassen. 
In dem Bestreben der Gemeinde Alfter, kurzfristig dringend benötigten Wohnraum 
zur Verfügung zu stellen, sollte darüber hinaus die im Bebauungsplan Nr. 024 fest­ 
gesetzte Baustruktur im Hinblick auf eine neuzeitliche Bauweise überarbeitet wer­ 
den. 

Da die wesentlichen lnfrastruktureinrichtungen sowie Ver- und Entsorgungseinrich­ 
tungen im näheren Umfeld des Plangebietes bereits vorhanden sind, soll durch die 
Realisierung des Bebauungsplans kurzfristig Wohnraum in der Ortslage Oedekoven 
zur Verfügung gestellt werden. Die Verfahrenserleichterungen, die das Wohnbau­ 
landerleichterungsgesetz bei der Aufstellung von Bebauungsplänen vorsieht, kom­ 
men daher zur Anwendung. 
Entsprechend der Darstellung des Flächennutzungsplans wird ein Kinderspielplatz 
im Bebauungsplan festgesetzt, der der Größe des geplanten Wohngebietes ent­ 
spricht. 
Ein weiteres Ziel des Bebauungsplans ist es, die Belange von Natur und Landschaft 
im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes frühzeitig in die Planung einzustellen. Da­ 
her wurde bereits vor der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs der Landschafts­ 
bestand kartiert und bewertet. Auf Grundlage dieser Landschaftsbewertung wurde 
eine Flächenbilanzierung erarbeitet, aus der zu entnehmen ist, wie der zu erwarten­ 
de Eingriff in Natur und Landschaft ausgeglichen werden kann. 
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2. Lage des Plangebietes und Bestand 
Das Plangebiet liegt im südlichen Teil der Ortslage Oedekoven und wird im wesentli­ 
chen begrenzt 

im Südosten durch den Ahrweg, 
im Westen durch bestehende landwirtschaftliche Nutzungen, 
im Norden durch die lmpekovener Straße, 
im Nordosten durch rückwärtige Grundstücke, erschlossen 
durch die lmpekovener Straße. 

Das Plangebiet ist derzeit mit Ausnahme einiger weniger Gebäude entlang des Ahr­ 
weges und der lmpekovener Straße unbebaut. Die Freiflächen werden fast aus­ 
schließlich landwirtschaftlich genutzt (siehe dazu Bestandsbewertung/Eingriffsrege­ 
lung). 

Im östlichen Teil des Plangebietes durchquert ein verrohrter Bach das Baugebiet 
zwischen lmpekovener Straße und Ahrweg. Die Lage dieser Bachverrohrung bzw. 
die Sicherung dieser Leitungen wird im Bebauungsplan gesichert. 

3. Vorgaben der Planung 

Da im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 082 ausschließlich die Baugebiets­ 
art Allgemeines Wohngebiet - WA festgesetzt wird und der Flächennutzungsplan für 
diese Bereiche Wohnbaufläche W darstellt, kann festgestellt werden, daß der Bebau­ 
ungsplan gemäß§ 8 (2) BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wurde. 

Da es sich bei dem vorliegenden Bebauungsplan um Innenbereich handelt, erstreckt 
sich auch kein Landschaftsplan auf diese Flächen; Landschaftsschutz besteht für 
diese Flächen ebenfalls nicht. 

Die unter 2. angesprochene Bachverrohrung bzw. deren Sicherung im Bebauungs­ 
plan ist zu beachten. 
Die geplante Einmündung der Hauptsammelstraße (Verbindung zwischen lmpekove­ 
ner Straße und Ahrweg) in die K 46 erfolgte unter Berücksichtigung der beabsichtig­ 
ten Umbaumaßnahmen im Bereich dieser Straße. 

4. 

4.1 

Begründung der Planinhalte 

Allgemeines Wohngebiet 

Sowohl für die bestehende Wohnbebauung entlang des Ahrweges bzw. der lmpeko­ 
vener Straße als auch für die neu hinzukommenden Wohnbauflächen wird die Bau­ 
gebietsart Allgemeines Wohngebiet - WA festgesetzt. Obwohl auf diesen Wohnbau­ 
flächen fast ausschließlich Wohnnutzung entstehen wird, wurde die Baugebietsart 
Allgemeines Wohngebiet gewählt, da der für ein reines Wohngebiet erforderliche nie­ 
drigere Störgrad in unmittelbarer Nachbarschaft der K 47 bzw. der geplanten Sam­ 
melstraße zwischen lmpekovener Straße und Ahrweg durch die bestehende bzw. zu 
erwartende Verkehrsbelastung nicht gegeben ist. Darüber hinaus ermöglicht die 
Baugebietsart Allgemeines Wohngebiet entsprechend dem Nutzungskatalog des 
§ 4 (2) BauNVO eine wohnverträgliche gewerbliche Nutzung. 

Die gemäß § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen wie Anlagen für 
Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen wurden für die Wohnbauflächen 
ausgeschlossen, da für solche gewerbliche Nutzung innerhalb des kleinparzellierten 
Wohngebietes keine Flächen zur Verfügung stehen. Darüber hinaus ist die Ansied- 
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lung dieser Arten von Nutzungen eher in den gewerblich genutzten Bereichen von 
Oedekoven sinnvoll. 

Die gemäß § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Betriebe des Beherber­ 
gungsgewerbes und sonstige nicht störende Gewerbebetriebe wurden nicht ausge­ 
schlossen, um den zukünftigen Nutzern des Wohngebietes, verbunden mit ihrem 
Wohnhaus, entsprechende Nutzungen zu ermöglichen. Beispielsweise wäre die Er­ 
richtung eines kleinen Pensionsbetriebes innerhalb des Plangebietes denkbar. Im 
Sinne einer flexiblen Angebotsplanung sollen entsprechende wohngebietsverträgli­ 
che Nutzungen nicht im vorhinein ausgeschlossen werden. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen für die einzelnen Grundstücke wurden auf 
den bebauten Grundstücken entlang des Ahrweges sowie der lmpekovener Straße 
großzügig um die bestehenden Gebäude festgesetzt, so daß geringfügige Erweite­ 
rungen der bestehenden Gebäude ermöglicht werden. So wird z.B. der Anbau eines 
Erkers oder eines Wintergartens ermöglicht. 

Bei der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche für die neu hinzukommen­ 
den Wohnbauflächen wurden sowohl der Vorentwurfsplan des beauftragten Stadtpla­ 
nungsbüros als auch die Entwurfsvorstellungen des späteren Bauträgers dieses 
Wohngebietes zugrund gelegt. 

Das Bebauungskonzept des Bauträgers sieht entlang der Hauptsammelstraße die 
Errichtung von Reihenhäusern vor. In nordöstlicher bzw. südwestlicher Richtung, ab­ 
gehend von der Haupterschließung, nimmt die Baudichte über Doppelhäuser bis zu 
der Errichtung von Einzelhäusern ab. In Abstimmung mit dem späteren Bauträger 
konnte im Vorfeld der Bebauungsplanung auf der Grundlage des Nutzungskonzeptes 
die Größe der einzelnen Baufenster, urnqrenzt von Baugrenzen, sehr differenziert 
festgesetzt werden, so daß auf eine zusätzliche Festsetzung der Bauweise verzichtet 
werden konnte. Lange Baubänder, wie sie im Rahmen einer Angebotsplanung im 
Bebauungsplan typischerweise festgesetzt werden, um eine große Flexibilität bei 
der späteren Nutzung zu gewährleisten, konnten somit vermieden werden. Durch 
diese differenzierte Bauflächenfestsetzung ist ge'A'.ährleistet, daß die baulichen Anla­ 
gen entsprechend dem Nutzungskonzept des Bauträgers realisiert werden. Für drei 
Grundstücksflächen entlang des AhrWeges wurde die Bauweise Einzelhäuser festge­ 
setzt, um neben den durch den Bebauungsplan festgesetzten Erweiterungsmöglich­ 
keiten zu verhindern, daß dort zukünftig Großgebäudeformen entstehen, die im nä­ 
heren UmfE31d des Ahrweges untypisch sind. Die an diese Grundstücke südlich an­ 
grenzende überlange Wohnbebauung ist ein Beispiel dafür, wie die bestehende Ein­ 
zelhausstruktur entlang des Ahrweges ohne eine derartige Festsetzung aufgebro­ 
chen werden kann. 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird für das Allgemeine Wohngebiet bestimmt 
durch die Festsetzung der Grundflächenzahl, der Geschoßflächenzahl sowie der 
Zahl der Vollgeschosse. In der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung spie­ 
gelt sich für das geplante Wohngebiet das Nutzungskonzept des Bauträgers wider. 
Entsprechend der vorgesehenen eingeschossigen bzw. zweigeschossigen Bebau­ 
ung wird das für Wohngebiete typische Dichtemaß festgesetzt. Das im Bebauungs­ 
plan festgesetzte Maß der baulichen Nutzung geht über kein Dichtemaß hinaus, das 
nicht bereits im näheren Umfeld des Bebauungsplans als Vorbild gegeben ist. 
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4.3 Verkehrsflächen 

Die geplanten Verkehrsflächen werden sowohl als Erschließungsstraßen für das 
Wohngebiet als auch im Hinblick auf ihre gesamtstädtische Bedeutung im Bebau­ 
ungsplan festgesetzt. Die Verbindungsstraße zwischen Ahrweg und lmpekovener 
Straße wird als Sammelstraße festgesetzt, die im gesamtstädtischen Zusammen­ 
hang zukünftig in nördlicher Richtung in Richtung Kramersbusch weitergeführt wer­ 
den kann bzw. in südlicher Richtung über den Ahrweg hinaus bis zum Gewerbege­ 
biet weiterführen wird. Der Regelquerschnitt für diese Hauptsammelstraße berück­ 
sichtigt neben den erforderlichen Gehwegen und Parkbuchten die Breite einer Fahr­ 
bahn von 6,0 m, die für den Begegnungsverkehr Bus/Bus erforderlich ist. Die Fahr­ 
bahnbreite von 6,0 m wurde mit dem Betreiber der Buslinien (Stadtwerke Bonn) ab­ 
gestimmt. 
Für den von der Haupterschließung abgehenden Erschließungsstich in nordöstlicher 
Richtung bzw. davon wiederum abzweigende Stiche ist der Ausbau als Mischbauflä­ 
che vorgesehen. Ein Straßenquerschnitt von 6,5 m für diese Verkehrsflächen er­ 
scheint ausreichend. Vor Kopf der Erschließungsstichstraßen wurden Flächen für 
Wendehämmer festgesetzt, die derart dimensioniert wurden, daß ein Befahren mit 
Müllfahrzeugen bzw. deren Wenden möglich ist. 
Der in der Örtlichkeit bestehende Fußweg (Flurstück Nr. 580, im Besitz der Gemein­ 
de Alfter) wurde im Bebauungsplan als Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbe­ 
stimmung Fuß- und Radweg festgesetzt. Dieser Weg, der derzeit als Erschließung 
für die landwirtschaftlichen Flächen dient, kann zukünftig für die Bewohner des 
Wohngebietes eine willkommene fußläufige Abkürzung in Richtung Ortszentrum Oe­ 
dekoven darstellen. 

Zur besseren Aufschließung einiger Grundstücksflächen wurden, ausgehend von 
den öffentlichen Verkehrsflächen, kurze Erschließungsstiche als Geh-, Fahr- und Lei­ 
tungsrecht zugunsten der angrenzenden Anlieger festgesetzt. Diese Festsetzung 
wurde getroffen, da der Ausbau dieser kurzen Erschließungsstiche nicht im öffentli­ 
chen Interesse liegt und somit auch eine Verkehrssicherungspflicht für diese Ver­ 
kehrsflächen später nicht bei der Gemeinde verolelben soll. 

Da im Bebauungsplan ausschließlich,die Bebauung mit Familienheimen vorgesehen 
wird, ist damit zu rechnen, daß die erforderlichen Stellplätze und Garagen vollständig 
auf den Einzelgrundstücken nachgewiesen werden. Darüber hinaus sind im öffentli­ 
chen Verkehrsraum Besucherstellplätze innerhalb von Parkbuchten bzw. im Bereich 
der Mischbauflächen vorgesehen. Durch die Zuordnung der Stellplätze und Garagen 
zu den einzelnen Baufeldern wird auf die Errichtung von Garagen oder Stellplatzhö­ 
fen, die das städtebauliche Erscheinungsbild des Wohngebietes beeinträchtigen wür­ 
den, verzichtet. 

4.4 Ver- und Entsorgung 

Wie bereits unter 4.3 erwähnt, ist das Befahren mit Müllfahrzeugen bei der Dimensio­ 
nierung der Verkehrsflächen berücksichtigt worden. 

Durch den Anschluß der Entwässerung aus dem Wohngebiet an das öffentliche Ka­ 
nalnetz ist die Entsorgung gewährleistet. 

Für die Sammlung von Rohstoffen in Container, soweit diese nicht bereits über die 
Vorsortierung im Hausmüll geschieht, wurde eine Fläche im Einmündungsbereich 
der Hauptsammelstraße in den Ahrweg festgesetzt. Diese Containerflächen bieten 
ausreichend Platz für ca. 4 Sammelcontainer. Die Lage der Containerflächen ist hin- 
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sichtlich der Erreichbarkeit sowohl für die umliegenden Nutzer als auch für das Ent­ 
sorgungsunternehmen als günstig zu bezeichnen. 

4.5 Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kinderspielplatz 
Entsprechend der Darstellung des Flächennutzungsplans sowie den Vorgaben aus 
dem Bebauungsplanvorentwurf wurde im Rechtsplan im südlichen Teil des Wohnge­ 
bietes ein öffentlicher Kinderspielplatz in einer Größe von ca. 1.000 qm festgesetzt. 
Berücksichtigt man die Tatsache, daß das Wohngebiet zukünftig noch in südwestli­ 
cher Richtung erweitert werden kann (rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 024), er­ 
scheint die Lage des Kinderspielplatzes, bezogen auf das Gesamtgebiet, zentral und 
aus allen Richtungen gut erreichbar. 

4.6 Bachverrohrung, Trassensicherung 
Im nordöstlichen Teilbereich des Bebauungsplangebietes verläuft zwischen lmpeko­ 
vener Straße und Ahrweg ein Bach, dessen genauer Verlauf nur in Teilabschnitten 
anhand bestehender Kanaleinmessungen bekannt ist. Da dieser teilweise verrohrte 
Bach Entwässerungsfunktionen für bestehende Baugebiete sowie hinzu kommende 
Bauflächen hat, ist die Sicherung der Trasse im öffentlichen Interesse. Entsprechend 
der derzeit bekannten Lage des Baches wurde daher ein Geh- und Leitungsrecht zu­ 
gunsten der Gemeinde in einer Breite von 3,0 m festgesetzt. Auf der Grundlage die­ 
ser Festsetzung im Bebauungsplan ist bei Bedarf eine grundbuchrechtliche Siehe- · 
rung der Bachtrasse zu einem späteren Zeitpunkt möglich. 
Im Rahmen der vorgezogenen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurde 
vom Rhein-Sieg-Kreis die Anregung vorgebracht, die Lage des Baches in einer Brei­ 
te von ca. 8 mim Bebauungsplan zu sichern, so daß zu einem späteren Zeitpunkt 
die Möglichkeit gewährleistet wäre, beispielsweise eine Renaturierung und damit Of­ 
fenlegung des Baches durchführen zu können. Aus Sicht des Plangebers erscheint 
die Umsetzung einer solchen Festsetzung aufgrun·d der bestehenden Grundstücks­ 
verhältnisse vor allen Dingen im Bereich der Grundstücke, die durch die lmpekove­ 
ner Straße erschlossen werden, als sehr fragwürdig, da dort in bestehende, dicht be­ 
pflanzte Gartengrundstücke eingegriffen werden müßte, was wiederum einen Eingriff 
in Natur und Landschaft präjudizieren würde. Es wird davon ausgegangen, daß 
durch die Festsetzung eines 3 m breiten Geh- und Leitungsrechts im Bereich der 
Sachlage eine spätere Renaturierung des Baches ebenfalls möglich ist. Die nachfol­ 
gend dargestellte Querschnittskizze macht dies deutlich. 
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Über diese 3 m Geh- und Leitungsrecht hinaus wurde im Bebauungsplan ein insge­ 
samt 7 m breiter Streifen als Hinweis eingebracht, innerhalb dessen, teilweise außer­ 
halb des Geltungsbereichs liegend, eventuell zu einem späteren Zeitpunkt ein was­ 
serrechtliches Verfahren, beispielsweise zu einer umfangreicheren Renaturierung 
dieses Baches durchgeführt werden kann. Durch die Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen im Bereich des Baches wurde diesem Aspekt im Bebauungs­ 
plan Rechnung getragen. 
Im Rahmen der Eingriffsregelung bleibt festzustellen, daß innerhalb der Geh- und 
Leitungsflächen eine Renaturierung im Sinne einer Minderungsmaßnahme zu einem 
späteren Zeitpunkt durchführbar ist. Durch städtebauliche Verträge wird gesichert, 
daß der vollständige Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft, der im Bau­ 
gebiet entsteht, auf gemeindeeigenen Grundstücken an einem anderen Standort vor­ 
genommen wird. Insofern wird im vorliegenden Bebauungsplan BP 082 eine Berück­ 
sichtigung der Belange von Natur und Landschaft erreicht, wie sie in vergleichbaren 
Bebauungsplänen selten erreicht werden kann (siehe weiter unter Pkt. 4.7). 

4.7 Eingriffsregelung 

Gemäß§ 8 a Bundesnaturschutzgesetz sind Eingriffe in Natur und Landschaft, die 
durch die Festsetzungen eines Bebauungsplans präjudiziert werden, im Geltungsbe­ 
reich dieses Bebauungsplan, wenn sie nicht zu verhindern sind, auszugleichen. 
Die Sicherung von Ausgleichsmaßnahmen innerhalb und ausserhalb 
des Plangebietes soll Über einen s t.ädt.ebau Lf.chen Vertrag er- 
folgen; anderenfalls erfolgt sie über die Gemeinde. 

Um die Belange von Natur und Landschaft angemessen in den Planungsprozeß ein­ 
stellen zu können, wurde vor Planungsbeginn eine landschaftliche Bestandserhe­ 
bung erstellt, um die Gegebenheiten frühzeitig in die Entwurfsideen einfließen lassen 
zu können. 

Bestand 
Der weitaus überwiegende Teil des Plangebietes ist derzeit nicht bebaut. Der größte 
Teil der baulich nicht genutzten Freiflächen wird derzeit landwirtschaftlich intensiv 
genutzt. Einzelgehölze sowie andere schützenswerte Landschaftsbestandteile sind 
innerhalb der landwirtschaftlichen Nutzfläche nicht vorhanden. Im äußersten nordöst­ 
lichen Teil des Plangebietes befindet sich eine extensiv genutzte Weidefläche mit ei­ 
ner entsprechend höheren Wertigkeit. 
Im Bereich der nördlichen Fortführung der Hauptsammelstraße Richtung Kramers­ 
busch befinden sich derzeit Zier- und Nutzgärten, die vor allen Dingen im nördlichen 
Bereich dicht mit Laubgehölzen bestanden sind. 
In der Plandarstellung zur Bestandsbewertung wurden die bereits bebauten Grund­ 
stücksflächen aus der nachfolgend aufgeführten Bilanzierung herausgenommen, da 
in diesen Bereichen bauliche Erweiterungen nicht mehr zu erwarten sind. Durch die 
Begrenzung der überbaubaren Grundstücksflächen auf diesen Grundstücken ist der 
teils sehr wertvolle Aufwuchs mit Laubgehölzen gesichert. Die Plangrundlage, auf 
der der Landschaftsbestand kartiert und mit einer entsprechenden ökologischen 
Wertigkeit versehen wurde, wird Anlage zum Bebauungsplan. 



5. Bodenordnende Maßnahmen 

Die bereits eingeleiteten bodenordnenden :Maßnahmen (Umlegung) 
werden dann zum Abschluß gebracht, wenn ansonsten der Be­ 
bauungsplan nicht verwirklicht werden kann. 

6. Kosten 

Sofern der Gemeinde durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Kosten entstehen, werden diese aus dem Gemeindehaushalt abge­ 
deckt. 
Eine Refinanzierung erfolgt, soweit erforderlich und möglich, 
nach Bundesbaugesetz bzw. Kommunalabgabengesetz in Verbindung 
mit den dazu erlassenen Satzungen. 

Vorstehende Begründung wurde vom Rat der Gemeinde Alfter in 
seiner Sitzun~ am 24.02. und 28.4.1994 gemäß§ 3 a Abs. 2 BauGB 
zur Offenlage beschlossen und hat zusammen mit dem Bebauungsplan­ 
entwurf in der Zeit vom 09.05. - 09.06i994 öffentlich auszulegen. 

Alfter, den 10.06.1994 

Gemeinde Alfter 
Der Gemeindedirektor ' 
Im Auftrage: 

JBerbuir) 
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Bilanzierung 

Auf Grundlage der erarbeiteten Landschaftsbewertung wurde in Abgleich mit den 
Festsetzungen des Bebauungsplans der maximal zulässige bzw. zu erwartende Ein­ 
griff berechnet. Der Eingriff wird in folgende Bereiche unterteilt: 

Eingriff durch öffentliche Verkehrsflächen 
Eingriff durch Wohnbauflächen. 

Während die Flächen für die öffentlichen Verkehrsflächen als Ganzes in die Eingriffs­ 
bilanzierung eingehen, wurde bei der Errechnung der innerhalb der Wohngebiete zu 
erwartenden Eingriffe eine GRZ von 0,4 zugrunde gelegt. Bei der zu erwartenden 
Nutzung als Wohngebiet wird eine Verdichtung der Bauflächen von 40 % als absolut 
ausreichend erachtet. 

In der Flächenbilanzierung wird der Gesamteingriffsumrr:,e (Verlust an ökologischen 
Werteinheiten) ein Gesamtwert für die Ausgleichsmaßnahmen entgegengesetzt. Aus 
der Bilanzierung ist erkennbar, daß der zu erwartende Eingriff im Sinne des Bundes­ 
naturschutzgesetzes vollständig ausgleichbar ist. 

Wie aus der Plandarstellung zur Flächenbilanzierung ersichtlich ist, gibt es ausserhalb 
des Plangebietes zwei infrage kommende Ausgleichsflächen, die im Besitz der 

Gemeinde Alfter sind. Die mit A 1 bzw. A 2 gekennzeichneten Ausgleichsflächen ha­ 
ben jeweils eine Größe von etwas mehr als 5.ÖOO qm. Entsprechend der Eingriffsbil­ 
anzierung kann auf den mit A 1 gekennzeichneten Flächen der Ausgleich für den 
durch die Realisierung des Baugebietes zu erwartenden Eingriff erfolgen. Auf den 
mit A 2 gekennzeichneten Grundstücksflächen ist der Ausgleich für den durch die 
Realisierung der Verkehrsflächen zu erwartenden Eingriff vorgesehen. Das nachfol­ 
gend aufgeführte Pflanzschema sollte bei der Anlage der Obstwiesen Anwendung 
finden bzw. in den städtebaulichen Vertrag, durch den Ausgleichsmaßnahmen gesi- 
chert werden, aufgenommen werden. (Gemeindegrundstücke II Auf der Heide 11 ) 

Bei der Anlage der Obstwiese sind folgende Baumsorten zu verwenden: 

Apfel-Sorten: Kaiser Wilhelm, Rote Sternrenette, Rheinischer Bohnapfel, Winterram­ 
bour, Roter Boskop, Zuccalmaglio, 'Jakob Lebe!, Klarapfel, Dülmener Rosenapfel, 
Ontario, Berlepsch. 
Birnen-Sorten: Pastorenbirne, Köstliche von Charnent, Gute Graue, Gellerts Butter­ 
birne, Bosc Flaschenbirne sowie Hauszwetsche, Nancy-Mirabelle. 

Auf den für den Ausgleich erforderlichen Flächen sind die Obstbäume in einem 
Pflanzraster 10 x 10 m anzupflanzen und zu pflegen. Alle Pflanz- bzw. Pflegemaß­ 
nahmen sind mit dem Grünflächenamt der Gemeinde Alfter abzustimmen. 

Ausgleichsmaßnahmen 
Die Bilanzierung ergibt, daß für die Anlage der erforderlichen Ausgleichspflanzungen 
insgesamt eine Fläche von 8.200 qm erforderlich wird. 



Eingriffe 

Elngrlffsbllanzlerung/Kompensatlonsberechnung 
Öffentllche Verkehrsflächen 

Biotopwer1 abzüglich Biotopwert x Flächengröße= Verlust an ökologischen 
vorher hinterher des Eingriffs Werteinheiten 

Versiegelung 

Fahrbahn/ 

Stellplätze 

u.a. 

'-· 

0 

2 

6 

8 

12 

Gesamtfläche: 6.004 qm 

Ausgleichs Biotopwen abzüglich 
maßnahmen nachher 
(Pflanzungen 

A2 

Anpflanzen 

einer Obst~ 

wiese 

(zugeordnet 

i.S. von§ 8 a 

BNatSchG) 

19 

, 
'' 

0 

0 

0 

0 

0 

Gesamteingriffssumme: 

6 

93 

504 

3.983 

317 

1.107 

3.000 

Gesamtausglelchssumme: 

-- 
1.008 

23.898 

2.536 

13.284 

40.726 

Biotopwert x Flächengröße = Verbesserung an ökolo­ 
vorher der Maßnahme logischen Werteinheiten 

39.000 

39.000 



Eingriffe 

Elngrlffsbllanzlerung/Kompensatlonsberechnung 
Baufläche: WA, GRZ = 0,4 

Biotopwert abzüglich Biotopwert x Flächengröße= Verlust an ökologischen 
vorher hinterher des Eingriffs Werteinheiten 

Gebäude, 

Garagen, 
Zufahrten u.a 

2 

8 

8 

12 (Weic 

12 (Bracn 

e} 

e} 

0 

7067 

0 

0 

0 

146 

7.667 

058 

1.389 

108 

Gesamtfläche: 23.646 qm 

23.646 X 0,4 • 9.458 

Ausgleichs Biotopwart abzüglich 
maßnahmen nachher 
(Pflanzungen 

A1 

Anpflanzen 

einer Obst- 

wiese 

(zugeordnet 

i.S. von§ 8 a 

BNatSchG) 

' 
19 

Gesamteingriffssumme: 

6 5.200 

Gesamtausglelchssumme: 

292 

46.QQ2 
464 

16.668 

2.376 

65.802 

Biotopwert x Flächengröße = Verbesserung an ökolo­ 
vorher der Maßnahme logischen Werteinheiten 

67.600 

67.600 
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